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2. Beiblatt 240 Juli 1953. 

In Beantwortune der am 18c 6.1953 an ihn von den Abg. Pop u 1 0 rum 

uni CQnossen gerichteten Anfrage, betraff:3nd Bundeszusohuß zur Erha.ltung der 

öffentlichen Krankenhäuser, teilt Bundesminister für soziale Verwaltung 

11 ais e 1 mi tg 

Die bedeutenden Abgänge an dGn meist von den Ländern und Gemeinden be= 

, tri~banen öffentliohon Krankenanstalten und die sich für die Betriebsführer 

da~aus ergebende finanzielle Notlage'haben mioh veranlaßt, mich persönlioh in 

die Verhandluneen, die von meinem Ministerium mit den Kostenträgern und dem 

I' ]undesministorium für Finanzen sohon seit mehreren Jahren geführt werden, el,n= 
, . 

zucchalten"um zu erreiohen, daa der bis zum Jahre 1938 bestandene Schlüssel 

zur Deokung der Ahgänge - 3/8 B~nd, 3/8 BUndesland,. 2/8 Gemeinde - wieder ein= 

ct:tführt und in dem von meinem Ministerium ausgearbe1 tet~n Entwurf eines Kran­

]~enansta1tengasetzes entspreohend gesetzlich festgelegt \vird. 

Wenngleich es infolge der schwierigen finanziellen Auseinandersetzungen 

duroh längere ,Zeit nioht möglioh war, zu einem Ergebnis zu gelangen, ist mit 

dem J3undesministerium für Finanzen nunmehr eine grundsätzliohe Übereinstimmung 

~1insichtlich dar von mir voreesohlac<men RegelUng' über aie Kostantragung der 

Abaänga erzielt worden. 

In dem bezü«liohan Ent,vurf eines Krankenanstaltancosotzes, der zulotzt 

auoh vOm Obersten Sanitätsrat in ein{!0hender Weise behandelt worden ist, wird 

, . dies(~ Regelun,€ genft,lestens festgelec;t werden. Dieser Entvro.rf, der zwecks end .. 

I' ttii1t1ßer Festst011ung des Gesetzes"boxtes in meinem Ministerium noch in Be .. 

arbei tune steht, dürfte voraussichtlich im Laufe der Ho.rbstsesidon dem Hohen 

naus~ als Regierunesvorlaeevorgelegt werden. 

Zu den grundsätzlichen finanziellen Auseinandersetzungen wäre noch zu bellt 

me-rken, daß eine tlberna,hme der Abgänge öffentlicher ICrankenanstal ten in der ge= 

schilderten Art möglicherweise eine Rüokwirkung auf den Finanzausgleich zur Fol. 

~e haben dürfte. Inwieweit jedoch durch die ßeg~nständlioha Ragelung der finanz­

ausgleioh tatsäohlioh berührt vnrd, muß dem Er~ebnie der zwischen dem Bundes­

ministerium f\4- Finanzen und den Bundesländern abzuführenden Verhandlungen über 

d~n Geeenstand vorbehalten bleiban~ 
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